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176. Bekanntmachung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 2008 für den Großraum 
Braunschweig – 1. Änderung bzgl. der „Weiterentwicklung der Windenergienutzung“ 
 
hier: Bekanntgabe der allgemeinen Planungsabsichten vom 04.10.2011 
 
 
Gemäß §§ 7 ff Raumordnungsgesetz (ROG) und § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nie-
dersächsisches Gesetz über Raumordnung und Landesplanung (NROG) i. d. F. vom 07.06.2007 
(Nds. GVBl. S. 223) wird hiermit das Verfahren zur 1. Änderung des Regionalen Raumordnungspro-
gramms 2008 für den Großraum Braunschweig durch die öffentliche Bekanntmachung der allgemei-
nen Planungsabsichten eingeleitet. 
 

I. 
 
Der Zweckverband Großraum Braunschweig als Träger der Regionalplanung beabsichtigt, für seinen 
Verbandsbereich das RROP 2008 im Themenbereich Windenergienutzung einer Überprüfung zu unter-
ziehen und mit dem Ziel zu ändern, die bestehende Kulisse der „Vorrang- und Eignungsgebiete Wind-
energienutzung“ zu erweitern. 
 
Diese Notwendigkeit ergibt sich aus Anlass bzw. vor dem Hintergrund folgender Sachverhalte: 
 
- Die Bundesregierung hat in ihrem Energiekonzept vom 28. September 2010 die Zielsetzung be-

schlossen, den Ausstoß von Treibhausgasen auf der Basis von 1990 bis 2020 um 40 v.H. und bis 
2050 um mindestens 80 v.H zu senken. Zur Erreichung dieses Ziels soll der Anteil der Stromerzeu-
gung durch erneuerbare Energien am Bruttostromverbrauch bis 2020 von derzeit rund 17 v.H. auf 
mindestens 35 v.H. bis zum Jahr 2020 erhöht werden. Hierzu sieht das Energiekonzept der Bundes-
regierung u.a. vor, für den Ausbau der Windenergienutzung an Land, im Bau- und Planungsrecht er-
forderliche und angemessene Regelungen zur Absicherung des Repowering, d. h. des Ersatzes al-
ter durch neue Windenergieanlagen, zu treffen. 
 

- Durch die Ereignisse vom 11. März 2011 in Japan hat sich die Notwendigkeit gezeigt, auf nationaler 
Ebene beschleunigt eine Energiewende durchzuführen. Ohne einen effizienten Ausbau der Wind-
energie durch Repowering und die Neuausweisung von Standorten für die Windenergienutzung 
können die vorgenannten Klimaschutzziele nicht erreicht werden. Der Zweckverband Großraum 
Braunschweig, als Träger der Regionalplanung, steht in der Verantwortung, über regionalplaneri-
sche die Windernergienutzung betreffende Festlegungen einen angemessenen Beitrag zu leisten. 

 
- Grundlage für das zu ändernde RROP 2008 ist das Landes-Raumordnungsprogramm Nieder-

sachsen (LROP) i. d. F. vom 8. Mai 2008 (Nds. GVBl. S. 132). Die Notwendigkeit einer Programm-
änderung bzw. –anpassung ergibt sich darüber hinaus aus der – zur Zeit noch im Verfahren befind-
lichen - Änderung des LROP 2008, welches über neue Ziele und Grundsätze im Abschnitt 4.2 
(Energie) landesweit den Ausbau der Windenergienutzung und Repowering-Maßnahmen befördern 
soll. 

 
- Darüber hinaus machen aktuelle Neuerungen im Bau- und Planungsrecht (s. Gesetz zur Förderung 

des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden, BGBl. I 2011 S. 1509) eine 
Überprüfung und Weiterentwicklung der Planungskonzeption zur Windenergienutzung im RROP 
2008 ggf. erforderlich.  

 
- In den im RROP 2008 festgelegten „Vorrang- und Eignungsgebieten Windenergienutzung“ sind 

aktuell nur noch sehr vereinzelt Flächenpotenziale für die Errichtung von weiteren Windkraftanlagen 
vorhanden. Eine Vielzahl von Kommunen im Verbandsgebiet hat an den Planungsträger Vorstellun-
gen herangetragen, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine erstmalige oder eine weiter-
gehende Nutzung der Windenergie im jeweiligen Gemeindegebiet zu schaffen. Eine noch weitaus 
größere Anzahl von Anträgen auf Änderung des RROP 2008 hinsichtlich der Weiterentwicklung der 
Windenergienutzung ist von Privatpersonen gestellt worden. 

 
- Im Rahmen der Überprüfung und der Weiterentwicklung der bestehenden Planungskonzeption zur 

Windenergienutzung ist die mittlerweile sehr zahlreich zur Windenergienutzung ergangene höchst- 
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und oberverwaltungsgerichtliche Rechtsprechung zu beachten. Dies dient vor allem dazu, für den 
Planungsträger und die Standortgemeinden sowie die Betreiber und Investoren von Windkraftanla-
gen Rechts- und Planungssicherheit zu schaffen. 

 
- Ein Ausbau der Windenergie mit modernen und leistungsstarken Anlagen hat eine besondere wirt-

schafts- und industriepolitische Bedeutung. In Niedersachsen sind Zulieferindustrien sowie For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten im Maschinenbau, der Werkstoff- und Elektrotechnik sowie 
Energiewirtschaft gebündelt. Speziell in der Wissensregion Großraum Braunschweig sind eine gro-
ße Anzahl von Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen vorhanden. 

 
- Auch Kommunen und deren Einwohner können wirtschaftliche Vorteile aus einem behutsamen 

Ausbau der Windenergie ziehen (kommunale Wertschöpfung). Im Einzelnen kann die Ansiedlung 
von Windenergieanlagen zu Gewinnen von in der Kommune ansässigen Unternehmen, Einkünften 
Beteiligter, zur Zunahme des kommunalen Steueraufkommens sowie zu zusätzlichen Pachteinnah-
men für die jeweilige Gemeinde oder deren Einwohner führen. An sog. Bürgerwindparks können 
sich die ortsansässigen Bürgerinnen und Bürger konzeptionell und finanziell beteiligen. Die hiermit 
einhergehenden Mitsprache- und Einkommensmöglichkeiten sind häufig geeignet, anfängliche 
Skepsis gegenüber der örtlichen Windenergienutzung abzubauen und v. a. die Akzeptanz der 
Windenergienutzung allgemein zu erhöhen. 

 
II. 

 
Die geplanten Änderungen der Beschreibenden und Zeichnerischen Darstellungen des RROP 2008 in 
Abschnitt IV Ziffer 3.4.1 Windenergienutzung sollen sich an folgenden Vorgehensweisen und Maßgaben 
orientieren: 
 
- An den im RROP 2008 festgelegten „Vorrang- und Eignungsgebieten Windenergienutzung“ soll 

grundsätzlich festgehalten werden. 
 
- An der Ausschlusswirkung für raumbedeutsame Windenergieanlagen außerhalb der „Vorrang- und 

Eignungsgebiete Windenergienutzung“ im Planungsraum soll ebenfalls festgehalten werden. 
 
- Zwecks Bündelung der Windenergieanlagen wird bei der Festlegung von neuen „Vorrang- und Eig-

nungsgebieten Windenergienutzung“ eine Mindestgröße von 50 Hektar angestrebt. 
 
- Im Rahmen einer Potenzialflächenanalyse – bei der insbesondere der unten stehende Aus-

schlussflächenkatalog zur Anwendung kommen soll – werden für die Windenergienutzung geeigne-
te Gebiete ermittelt.  

 
- Auf der Grundlage der Ergebnisse der Potenzialflächenanalyse sollen vorrangig die bestehenden 

„Vorrang- und Eignungsgebiete Windenergienutzung“ dahingehend überprüft werden, ob Möglich-
keiten einer räumlichen Erweiterung bestehen. 

 
- Des Weiteren soll geprüft werden, ob darüber hinaus im Planungsraum zusätzliche 

„Vorrang- oder Eignungsgebiete Windenergienutzung“ festgelegt werden können. 
 

- Die im Vorfeld der Einleitung des Verfahrens bereits eingebrachten Anträge auf Erweiterung von 
bestehenden bzw. zur Festlegung von neuen „Vorrang- oder Eignungsgebieten Wind-
energienutzung“ sowie entsprechende im Rahmen des Beteiligungsverfahrens noch eingehende An-
träge und Stellungnahmen werden auf der Grundlage der überarbeiteten Planungskonzeption zur 
Windenergienutzung einer Überprüfung unterzogen. 

 
Die Ergebnisse der nachfolgend genannten Prüfaufträge sollen im Rahmen der Überarbeitung bzw. 
Weiterentwicklung der Planungskonzeption berücksichtigt werden: 
- Die im Beteiligungsverfahren zu den allgemeinen Planungsabsichten eingehenden Stellungnahmen 

werden dahingehend überprüft, ob weitere öffentliche und private Belange, die durch den Aus-
schlussflächen-Katalog (s. unten) noch nicht erfasst sind, einer Windenergienutzung entgegen ste-
hen und diese ggf. im Rahmen der Weiterentwicklung der Planungskonzeption als Ausschlusskrite-
rium anzusehen sind. 
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- Das der bestehenden Planungskonzeption zur Windenergienutzung hinsichtlich der Landschafts-

bildbewertung zugrunde liegende Fachgutachten „Landschaftsbild und Windenergieanlagen“ 
(1997/2004) wird im Zuge des Änderungsverfahrens aktualisiert. Diese Notwendigkeit ergibt sich vor 
dem Hintergrund des Wandels von gesellschaftlichen Anschauungen und Wertevorstellungen sowie 
der bereits eingetretenen bzw. absehbaren Entwicklungen der Windenergieanlagentechnik. 

 
- Mit der oben unter I. genannten Änderung des LROP beabsichtigt das Land Niedersachsen, dass 

Waldflächen i.d.R. nicht für eine Windenergienutzung in Anspruch genommen werden sollen. Wald-
flächen können nur im Ausnahmefall in Anspruch genommen werden, wenn keine hinreichenden 
Flächenpotenziale für „Vorrang- und Eignungsgebiete Windenergienutzung“ im Offenland zur Verfü-
gung stehen und es sich um mit technischen Einrichtungen oder Bauten vorbelastete Waldflächen 
handelt. Erste Ergebnisse der in Bearbeitung befindlichen Potenzialflächenanalyse für Windener-
gienutzung lassen den Schluss zu, dass im Planungsraum genügend Flächen, die der Nutzung der 
Windenergie zugänglich gemacht werden können, in Offenlandbereichen vorhanden sind. Insofern 
besteht nach derzeitigem Planungsstand - unter den im aktuellen LROP-Entwurf formulierten Be-
dingungen – im Planungsraum keine Handhabe zur Inanspruchnahme von Waldflächen. 

 
- Im Rahmen der Entwicklung des neuen Planungskonzeptes sollen auch die Möglichkeiten unter-

sucht werden, raumbedeutsame Windenergieanlagen an Standorten zu konzentrieren, an denen sie 
nicht oder nur zu geringfügigen zusätzlichen Belastungen, insbesondere im Hinblick auf Lärm und 
sonstige Immissionen, führen. Im Zuge dessen soll im Änderungsverfahren geprüft werden, inwie-
weit die im RROP 2008 festgelegten „Vorranggebiete industrielle Anlagen“ für die Nutzung der 
Windenergie zugänglich gemacht werden können. 

 
- Im Änderungsverfahren sollen die aus der Entwicklung der Nutzung der Windenergie im Großraum 

Braunschweig resultierenden Konsequenzen für einen ggf. erforderlichen Netzausbau betrachtet 
werden. 
 

Der folgende Ausschlussflächen-Katalog zur Potenzialflächenanalyse für Windenergienutzung soll ins-
besondere zur Anwendung kommen: 
 
Ausschlussfläche Pufferzone 
  
Vorranggebiet Natur und Landschaft 200 m 
Vorranggebiet Natura 2000 Einzelfallprüfung 
Vorranggebiet Grünlandbewirtschaftung Einzelfallprüfung 
Vorranggebiet Erholung - 
Vorranggebiet Rohstoffgewinnung - 
  
Vorbehaltsgebiet Wald* Einzelfallprüfung 
  
Naturschutzgebiet, § 23 BNatSchG 200 m 
Nationalpark, § 24 BNatSchG Einzelfallprüfung 
Naturdenkmal, § 28 BNatSchG Einzelfallprüfung 
Geschützte Landschaftsbestandteile, 
 § 29 BNatSchG 

Einzelfallprüfung 

Gesetzlich geschützte Biotope, 
 § 30 BNatSchG 

Einzelfallprüfung 

  
Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), in denen ein Verbot 
der Errichtung baulicher Anlagen (wie Windenergieanlagen) greift 

- 

  
Trinkwasserschutzzonen I und II - 
Wasserfläche (Gewässer 1. Ordnung) - 
  
In der Zeichnerischen Darstellung des RROP 2008 dargestellte 
Grauflächen (vorhandene und geplante Siedlungsflächen, insb. 

1.000 m 
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Bauflächen- und -gebiete nach § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO**) 
  
Einzelhaus (Wohngebäude) 500 m 
  
Bundesautobahn, Bundes-, Landes- und Kreisstraße - 
Bahnlinie, schiffbarer Kanal - 
Hoch- und Höchstspannungsleitung - 
Richtfunkstrecke 100 m 
  
Flugplatz (§ 6 Abs. 1 LuftVG) einschließlich Bauschutzzone, 
Siedlungsbeschränkungsbereich, An- und Abflugschneisen 

- 

Regional bedeutsame Sportanlage (gem. RROP 2008) - 
  
Militärische Anlage, Sperrgebiete - 
  
Avifaunistisch wertvoller Bereich von 
regionaler und höherer Bedeutung gemäß NLWKN 

- 

 - 
Ausschlussflächen gemäß Landschaftsbildgutachten*** - 
  
5 km-Radius zu bestehenden Vorrang- und Eignungs- 
gebieten für Windenergienutzung 

- 

 
*   siehe oben unter II. 
**  Mit Ausnahme der im RROP festgelegten „Vorranggebiete industrielle Anlagen“ (siehe oben unter 
II.) 
*** Das Landschaftsbildgutachten aus dem Jahr 1997 (aktualisiert in 2004) wird überprüft und 
     aktualisiert (siehe oben unter II.) 
 

III. 
 
Integriert in das Verfahren zur Änderung des RROP wird eine Umweltprüfung gem. §§ 9 ff ROG 
durchgeführt. 
 
Die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen, die die Durchführung dieser Änderungen des RROP 
auf die Umwelt haben kann, werden in einem Umweltbericht erfasst, beschrieben und bewertet. Im 
Umweltbericht werden auch etwaige Planungsalternativen für Festlegungen mit erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen berücksichtigt. 
 
Im Zuge des Beteiligungsverfahrens nach § 5 Abs. 4 bis 10 i. V. m. § 9 Abs. 1 NROG wird für die Ver-
fahrensbeteiligten und für die Öffentlichkeit die Gelegenheit bestehen, zum Entwurf des RROP und 
zum begleitenden Umweltbericht Stellungnahmen abzugeben. Der Umweltbericht und die dazu vorge-
brachten Stellungnahmen werden in der Abwägung und bei der Beschlussfassung über das RROP 
berücksichtigt. 

IV. 
 

Die benachbarten Träger der Regionalplanung, die Landkreise und kreisfreien Städte, die nicht Träger 
der Regionalplanung sind, die kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden, alle anderen öffent-
lichen Stellen und Personen des Privatrechts, soweit sie von den Planungen berührt werden, sowie 
sonstige Körperschaften, Verbände und Vereinigungen, deren Aufgabenbereich für die Regionalent-
wicklung von Bedeutung ist, werden aufgefordert, Hinweise und Anregungen für diese Änderung des 
RROP möglichst kurzfristig, spätestens 
 
bis zum 31.01.2012 
 
zu richten an den Zweckverband Großraum Braunschweig, Frankfurter Straße 2, 38122 Braun-
schweig. 
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Es wird darum gebeten, die Stellungnahmen nach Möglichkeit zusätzlich per E-Mail als Word-Datei an 
Windenergie@zgb.de zu senden. 
 
Nach Fertigstellung des Entwurfs wird das Beteiligungsverfahren gemäß § 5 Abs. 4 ff. NROG durchge-
führt. 
 
 
Braunschweig, 04.10.2011 
 
Zweckverband Großraum Braunschweig 
gez. Brandes 
Verbandsdirektor 
 
 
 
ABl.-Nr. 42 vom 12.10.2011 
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( L.S.)

gez. Winter

Samtgemeindebürgermeister
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gez. Winter

Samtgemeindebürgermeister

( L.S.)
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Anlage 6 

180.  Bekanntmachung der 
8. Satzung  

zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Abfallentsorgung im Landkreis Helmstedt vom 19.12.2003 
in der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 01.10.2010 

 
 
Aufgrund der §§ 5, 7 und 9 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) in der 
Fassung vom 30.10.2006 (Nds. GVBl. S. 510), zuletzt geändert durch Artikel 5 und 6 
des Gesetzes vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), und des § 12 des 
Niedersächsischen Abfallgesetzes (NAbfG) in der Fassung vom 14.07.2003 (Nds. 
GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 25.11.2009 (Nds. GVBl. S. 
436), in Verbindung mit den §§ 4 und 5 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26.05.2010 (Nds. GVBl. S. 130) und des § 15 des Gesetzes zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen 
(Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. S. 
2705), zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 11.08.2010 (BGBl. I S. 1163) 
sowie § 17 der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Helmstedt vom 
19.12.2003 in der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 01.10.2010 hat der Kreistag 
des Landkreises Helmstedt in seiner Sitzung am 07.10.2011 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
 

Artikel I 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung im Landkreis 
Helmstedt vom 19.12.2003, bekanntgemacht im Amtsblatt des Landkreises Helmstedt 
vom 30.12.2003 (Nr. 54/03) in der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 01.10.2010, 
bekanntgemacht im Amtsblatt des Landkreises Helmstedt vom 15.10.2010 (Nr. 36/10), 
wird wie folgt geändert: 
 
1. § 3 erhält folgende Fassung: 

 
(1) Die monatliche Grundgebühr nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 beträgt 

• je 120 l und 240 l Restabfallbehälter  7,90 Euro, 

• je 1.100 l Restabfallbehälter 15,80 Euro, 

• im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 7,90 Euro. 
 

(2) Die Leistungsgebühren nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 betragen 

• für die Restabfallsammlung 0,21 Euro pro kg, 
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• für die Bioabfallsammlung 0,20 Euro pro kg, 
des von der Sammelfahrzeugwaage registrierten Gewichts an Restabfall und 
Bioabfall (Gewichtsgebühr), sofern nicht die in Abs. 2 a genannten 
Regelungen greifen. 
 

(2a) Werden bei einer Leerung eines 120 l oder 240 l Abfallbehälters folgende 
Gewichte festgestellt, so werden für diese Leerungen folgende pauschale 
Gebührensätze erhoben: 

 
 Restabfall: 
 bis zu 2,5 kg 0,53 Euro 
 über 200 kg  42,00 Euro 
 
 Bioabfall: 
 bis zu 2,5 kg 0,50 Euro 
 über 200 kg 40,00 Euro 
 

Werden bei einer Leerung eines 1.100 l Restabfallbehälters folgende Gewichte 
festgestellt, so werden für diese Leerungen folgende pauschale Gebührensätze 
erhoben: 

 
 unter 50 kg 5,25 Euro 
 über 600 kg 126,00 Euro 
 

(3) Die Leerungsgebühr nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 beträgt 10,00 Euro pro Leerung. 
 

(3a) Die Leerungsgebühr nach § 2 Abs. 2a beträgt 20,00 Euro.  

 

(4) Hat die Sammelfahrzeugwaage das Gewicht für eine Leerung offenbar nicht 
richtig oder überhaupt nicht angezeigt oder gehen die ermittelten Daten 
verloren, so wird für diese Leerung das Durchschnittsgewicht der letzten drei 
Leerungen als Grundlage für die Gewichtsberechnung nach Abs. 2 festgesetzt. 
Sind für den betreffenden Restabfallbehälter oder für den betreffenden 
Bioabfallbehälter drei Leerungen noch nicht registriert, so wird das 
Durchschnittsgewicht der nachfolgenden drei gewichtsmäßig verbuchten 
Leerungen zugrunde gelegt.  

(5) Die Behälteraustauschgebühr pro Austausch nach § 2 Abs. 3 beträgt 10,00 
Euro. 

(6) Für die Selbstanlieferung von Abfällen zur Annahmestelle, einer dem 
Landkreis zur Verfügung stehenden Abfallentsorgungseinrichtung sowie zum 
Kompostwerk werden folgende Gebühren erhoben: 

 I. TRV bzw. Annahmestelle: 
1. Hausmüll, Sperrmüll, hausmüllähnlicher Gewerbeabfall, Restabfall 
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 1.1 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 
   400 l und bis 400 kg*) von Abfällen aus Haushaltungen, 
   die nicht über die Hausmüll- und Sperrmüllsammlung 
   entsorgt werden können 
   pauschal  5,00 Euro 
  1.2 für Kleinanlieferungen (Menge über 400 l bis 1.000 l 
   und bis 400 kg*) von Abfällen aus Haushaltungen  
   und aus anderen Herkunftsbereichen 
   pauschal 40,00 Euro 
  1.3 für Anlieferungen über 1.000 l und bis 400 kg* 
   pauschal 70,00 Euro 
  1.4 für Anlieferungen von mehr als 400 kg 
   je angefangene 20 kg 4,16 Euro 

 
2. Altreifen 

  2.1 Pkw-Reifen ohne Felge 3,00 Euro 
  2.2 Pkw-Reifen mit Felge 4,00 Euro 
  2.3 Lkw-Reifen bis 7,50 x 20 ohne Felge 8,00 Euro 
  2.4 Lkw-Reifen bis 7,50 x 20 mit Felge 12,00 Euro 
  2.5 Lkw-Reifen über 7,50 x 20 ohne Felge 15,00 Euro 
  2.6 Lkw-Reifen über 7,50 x 20 mit Felge 18,00 Euro 
 

3. Ölverunreinigter Boden und verbrauchter Ölbinder 
  (maximale Anliefermenge 0,5 Kubikmeter) 

 je Liter angelieferten Materials 1,25 Euro 
 

4. Nachtspeicheröfen mit asbesthaltigen Elementen 
  4.1 Nachtspeicherofen bis 4 kw - Leistung 30,00 Euro 
  4.2 Nachtspeicherofen bis 7 kw - Leistung 45,00 Euro 
  4.3 Nachtspeicherofen ab 7 kw - Leistung 55,00 Euro 
  4.4 Blockspeicheröfen je kw - Leistung 6,00 Euro 
 

5. Die Selbstanlieferung folgender Abfälle ist gebührenfrei: 
  5.1 Kleinanlieferungen im Sinne von § 14 Abs. 3 der Abfallentsorgungs-

satzung von Wertstoffen wie z. B. Papier, Pappe, die nicht mit 
Restabfällen vermischt sind, sofern sie in die bereitgestellten 
Wertstoffcontainer entsprechend der vorgesehenen Fraktionen einsortiert 
werden. 

  5.2 Elektroaltgeräte gemäß Elektro- und Elektronikgerätegesetz 
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II. Abfallentsorgungseinrichtungen 
Für Abfälle nach § 2 Abs. 3 Ziffer 2 und 3 der Abfallentsorgungssatzung, 
die direkt zu einer Entsorgungsanlage außerhalb des Landkreises 
verbracht werden, sind die Gebühren an den Landkreis Helmstedt und 
nicht auf der Anlage zu entrichten. Für derartige Abfälle beträgt die 
Gebühr 
je angefangene 20 kg Abfall 4,16 Euro 

 

III. Kompostwerk: 
  1. Im Kompostwerk verarbeitbare und verwertbare Abfälle nach § 6 Abs. 1 

der Abfallentsorgungssatzung (kompostierbare Abfälle) 
  1.1 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 
    400 l und bis 400 kg*) von Garten- und Parkabfällen 
    sowie allen anderen kompostierbaren Abfällen, sofern 
    sie keiner besonderen Behandlung bedürfen 
    pauschal 5,00 Euro 
  1.2 für Anlieferungen von 400 l bis 800 l und bis 400 kg* von 
    Garten- und Parkabfällen sowie allen anderen  
    kompostierbaren Abfällen, sofern sie keiner 
    besonderen Behandlung bedürfen 
    pauschal 15,00 Euro 
  1.3 für Anlieferungen über 800 l und bis 400 kg* von 
    Garten- und Parkabfällen sowie allen anderen  
    kompostierbaren Abfällen, sofern sie keiner 
    besonderen Behandlung bedürfen 
    pauschal 30,00 Euro 
  1.4 für Anlieferungen von mehr als 400 kg von Garten- und 
    Parkabfällen und allen anderen kompostierbaren Abfällen,  
    sofern sie keiner besonderen Behandlung bedürfen 
    je angefangene 20 kg  2,96 Euro 
  1.5 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 
    400 l und bis 400 kg*) von organischer Abfall, der einer 
    besonderen Behandlung bedarf (z. B. Wurzelwerk) 
    pauschal 10,00 Euro 
  1.6 für Anlieferungen über 400 l und bis 400 kg* von  
    organischer Abfall, der einer besonderen Behandlung 
    bedarf (z. B. Wurzelwerk) 
    pauschal 20,00 Euro 
  1.7 für Anlieferungen von mehr als 400 kg von organischer 
    Abfall, der einer besonderen Behandlung bedarf (z. B. 
    Wurzelwerk) 
    je angefangene 20 kg  3,50 Euro 
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  1.8 mit Restabfall vermischte Grünschnittanlieferungen sind von der 
Annahme in dem Kompostwerk ausgeschlossen. 

  * = Differenz  aus dem  unter  Einsatz der  vorhandenen  Fahrzeugwaage 
ermittelten Brutto- und Taragewicht 

 

(7) Ist eine Verwiegung nicht möglich, wird das angelieferte Volumen nach 
Maßgabe der folgenden Tabelle in Gewichtseinheiten umgerechnet. 

   1. Abfall nach Abs. 6, I, Nr. 1: 1 m3 loser Abfall = 400 kg 
     1 m3 verdichteter Abfall = 800 kg 
   2. Abfall nach Abs. 6, III, Nr. 1: 1 m3  Garten- und Parkabfälle (geschred-

dert) = 300 kg 
     1 m3 alle anderen kompostierbaren Ab- 
     fälle (Abs. 6 Ziffer 1.4 - 1.6) = 600 kg 

(8) Für die Inanspruchnahme eines dem Landkreis zur Verfügung stehenden 
Zwischenlagers für verunreinigten Boden beträgt die Mindestgebühr pro 
Kubikmeter Containervolumen (Wassermaß) und angefangenen Monat 12,00 
Euro. Der Monat wird hierbei - unabhängig vom jeweiligen kalendarischen 
Einlieferungstag - mit 30 Tagen angesetzt. 

(9) Pro Wiegung für Dritte in der Annahmestelle wird eine Gebühr für die 
Inanspruchnahme der Waage von 10,00 Euro erhoben. 

(10)Für die Inanspruchnahme von Big Bags (bis max. 3 Stück pro Maßnahme) 
werden folgende Gebühren erhoben: 
• je Platten Big Bag (2,60 x 1,2 x 0,3 m) 20,00 Euro, 
• Big Bag für Restmaterialien (1,1 x 1,1 x 0,9 m) 15,00 Euro. 

(11)Die Gebühr je Annahmeerklärung des Abfallerzeugers/-entsorgers und 
Abfallart bei Entsorgungsanträgen und Vereinfachten Entsorgungsnachweisen 
beträgt 

• bei einem Abfallerzeuger und mit einer Laufzeit  
von max. 3 Jahren                    
je Monat Laufzeit                                                                             1,50 Euro 
mind. jedoch                                                                                  30,00 Euro 

• bei einem Abfallerzeuger für einen Entsorgungsvorgang,  
mit einer Laufzeit von max. 3 Monaten 30,00 Euro 

• ohne konkrete Angabe eines Abfallerzeugers bzw. bei 
Sammelentsorgungsnachweisen und mit einer Laufzeit  
von max. 3 Jahren 
je Monat Laufzeit                                                                             3,80 Euro 
mind. jedoch                                                                                  50,00 Euro 

• je ausgegebenen Vordruck 
„Vereinfachten Entsorgungsnachweis“ 2,50 Euro 
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Artikel II 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
 
Helmstedt, den 07.10.2011 
 

 
Landkreis Helmstedt 

 
 
 
gez. Kilian 

Landrat 

              (L. S.) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 42 vom 12.10.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herausgeber: Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 
 
Einzelbezugspreis: 2,00  
 
 
 
 
 
 
 
__________________________________________________________________________ 
Für den Gesamtinhalt verantwortlich: Landrat Kilian 
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